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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 14 AS 263/11 B 
 
L 2 AS 3120/11 (LSG Baden-Württemberg) 
S 7 AS 3535/10 (SG Mannheim) 
 
 
 
………………………………, 
 
 
 Klägerin, Antragstellerin  
 und Beschwerdeführerin, 
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Rhein-Neckar-Kreis, 
Czernyring 22/10, 69115 Heidelberg, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 30. Mai 2012 durch den  

Richter   Dr.  B e c k e r    als Vorsitzenden sowie die Richterinnen   K r a u ß  

und   H a n n a p p e l  

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision im Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 16. November 2011 

- L 2 AS 3120/11 - Prozesskostenhilfe zu bewilligen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Baden-Württemberg vom 16. November 2011 wird als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten für das Beschwerdeverfahren sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die Beteiligten streiten im zugrundeliegenden Verfahren zum einen darum, ob der Klägerin für 

den Zeitraum vom 1.11.2009 bis 31.10.2010 um 6,47 Euro monatlich höhere Leistungen für 

Unterkunft und Heizung zustehen. Im Kern geht es darum, ob eine sog Warmwasserpauschale 

abzuziehen ist. Weiterhin begehrt die Klägerin höhere Leistungen für einen Umzug, der Ende 

2005 stattfand. Insoweit beansprucht sie auch Leistungen für Folgeschäden in Höhe von 

987,40 Euro sowie 5 Prozent Zinsen seit dem 1.1.2006. 

 

Ihre Klage ist in beiden Instanzen ohne Erfolg geblieben, bezüglich der Umzugskosten mit Ver-

weis auf eine rechtskräftige Entscheidung in dieser Sache, bezüglich der Warmwasserpau-

schale mit Hinweis auf die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG). 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts (LSG) Baden-

Württemberg wendet sich die Klägerin mit ihrer Nichtzulassungsbeschwerde. Zugleich 

beantragt sie die Bewilligung von Prozesskostenhilfe (PKH). 

 

 

II 

 

Das Jobcenter Rhein-Neckar-Kreis ist mit Wirkung vom 1.1.2012 kraft Gesetzes als Rechts-

nachfolger an die Stelle der bisher beklagten Bundesagentur für Arbeit getreten (§ 76 Abs 3 

Satz 1 Sozialgesetzbuch Zweites Buch). Das Passivrubrum war daher von Amts wegen zu 

berichtigen.  

 

Der PKH-Antrag der Klägerin für eine Nichtzulassungsbeschwerde war abzulehnen, weil unge-

achtet der Frage der persönlichen und wirtschaftlichen Voraussetzungen die beabsichtigte 

Rechtsverfolgung keine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet (§ 73a Sozialgerichtsgesetz 

<SGG> iVm § 114 Zivilprozessordnung <ZPO>). Es ist nicht zu erkennen, dass ein zugelasse-

ner Prozessbevollmächtigter (§ 73 Abs 4 SGG) in der Lage wäre, die von der Klägerin ange-

strebte Nichtzulassungsbeschwerde erfolgreich zu begründen. Dazu müsste einer der drei in 

§ 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe mit Erfolg geltend gemacht 

werden können. Ein solcher Zulassungsgrund ist unter Berücksichtigung des Vorbringens der 

Klägerin sowie der summarischen Prüfung nach dem Akteninhalt und der beigezogenen 

Verfahrensakten unter keinem Aspekt ersichtlich. 
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Der Rechtssache kommt keine grundsätzliche Bedeutung zu (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG). Grund-

sätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die 

- über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Diese Voraussetzungen liegen 

im vorliegenden Fall nicht vor. Sowohl die von der Klägerin selbst formulierten Rechtsfragen als 

auch ihre detaillierte Sachverhaltsschilderung mit Beweisangeboten zeigen, dass sie sich letzt-

lich gegen die vom LSG vorgenommene Subsumtion des Sachverhalts wendet. Eine über den 

vorliegenden Fall hinausgehende Rechtsfrage grundsätzlicher Bedeutung ist dagegen nicht er-

kennbar. 

 

Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) sind ebenfalls nicht 

gegeben. 

 

Ebenso wenig ist ein Verfahrensmangel (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG) erkennbar, auf dem die ange-

fochtene Entscheidung beruhen kann. Soweit die Klägerin anführt, Schriftsätze seien ihr nicht 

zugegangen und der Beklagte sei nicht zum Termin zur mündlichen Verhandlung geladen wor-

den, ist nicht zu erkennen, dass ein solcher möglicher Verfahrensmangel entscheidungserheb-

lich wäre. Im Übrigen ist aber ausweislich der Akten festzustellen, dass der Erwiderungsschrift-

satz des Beklagten an die Klägerin zur Kenntnisnahme versandt wurde und der Beklagte auch 

mit Empfangsbekenntnis ordnungsgemäß zum Termin geladen wurde. 

 

Es liegt auch kein Verfahrensfehler darin, dass das LSG von einer Vorlage an das Bundesver-

fassungsgericht nach Art 100 Grundgesetz aufgrund seiner verfassungsrechtlichen Auffassung 

abgesehen hat (vgl Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 

2011, IX. Kapitel, RdNr 88 mwN). 

 

Da PKH nicht bewilligt werden konnte, entfällt zugleich die Beiordnung eines Rechtsanwalts im 

Rahmen der PKH (§ 73 Abs 1 SGG iVm § 121 Abs 1 ZPO). 

 

Die von der Klägerin ohne zugelassenen Prozessbevollmächtigten eingelegte Beschwerde ist 

unzulässig, weil sie nicht den zwingenden gesetzlichen Vorschriften entspricht. Die Klägerin 

muss sich vor dem BSG gemäß § 73 Abs 4 SGG durch einen zugelassenen Prozessbevoll-

mächtigten vertreten lassen. Sie kann eine Prozesshandlung rechtswirksam nicht vornehmen, 

folglich auch nicht selbst Beschwerde einlegen. Die somit nicht formgerecht eingelegte Be-

schwerde der Klägerin ist deshalb nach § 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 SGG ohne Zuziehung 

der ehrenamtlichen Richter als unzulässig zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

